Durch die Etablierung von MRG sind im nördlichsten Bundesland Wirtschaftlichkeitsprüfungen wegen des Verordnungsverhaltens von Medikamenten inzwischen quasi ausgeschlossen. Die Prüfer stürzen sich nun auf die Wirtschaftlichkeit des Abrechnungsverhaltens und arbeiten dabei leider mit Durchschnittswerten der Fachgruppe, die der Vielfalt und Komplexität unseres Faches nicht gerecht werden.

Die berufspolitischen Akzente in Schleswig-Holstein hatten zuletzt alte Bekannte gesetzt. Anders als in den übrigen Bundesländern wird das Verordnungsverhalten im hohen Norden durch die Zuordnung in \"Morbidity Related Groups\" (MRG) geprüft. Dieses Verfahren impliziert, dass die individuellen Budgets zur Verordnung beim einzelnen Patienten auf Basis des teuersten bei ihm verordneten Medikamentes kalkuliert werden. Die so ermittelte Summe wird dann für sämtliche verordnete Arzneimittel herangezogen. Ein Patient mit Multiples Sklerose etwa, der auf das Immunpräparat Dimethylfumarat (Tecfidera®) eingestellt ist, wird auf Basis dieser Verordnung ein Budget X auslösen, das dann auch die anderen Verordnungen, etwa symptomatische Therapien wie Antispastika oder Urologika abdecken muss. Dieses zunächst etwas kompliziert und sperrig klingende Verfahren führt dazu, dass in Schleswig-Holstein quasi kein Nervenarzt mehr aufgrund seines Verordnungsverhaltens von Medikamenten einer Wirtschaftlichkeitsprüfung ausgesetzt werden kann.

Nach der Prüfung ist vor der Prüfung {#Sec1}
====================================

Bei der Prüfstelle führt diese Situation allerdings zu freien Valenzen, die jetzt für andere Prüfverfahren genutzt werden. So wird derzeit auch für das Jahr 2018 das Abrechnungsverhalten hinsichtlich seiner Wirtschaftlichkeit überprüft. Dies war bereits für das Jahr 2017 erfolgt. Zugrunde gelegt wird dabei die Häufigkeit einzelner Abrechnungsziffern im Vergleich zum Durchschnitt der Fachgruppe und derjenigen aus der Fachgruppe, die diese Abrechnungsziffer ebenfalls verwenden (\"Erbringerpraxen\"). Spätestens mit diesem Prüfverfahren können wir lernen, wie vielfältig unser Fachgebiet ist. Viele von uns haben in ihrer täglichen Arbeit (und damit auch ihrer Abrechnung) Schwerpunkte gesetzt, in denen sie sich vom Fachgruppendurchschnitt abheben. Unglücklicherweise wird bei der jetzt laufenden Überprüfung der Wirtschaftlichkeit der Abrechnung der Durchschnitt als wirtschaftlich angesehen. Jeder, der sich in dieser Betrachtung vom Durchschnitt abhebt, steht aktuell unter dem Verdacht einer unwirtschaftlichen Abrechnung und muss sich dahingehend erklären. Auffällig werden kann man durch überdurchschnittlichen Gebrauch der Betreuungsziffern ebenso wie bei zu häufiger Erbringung technischer Leistungen. Insbesondere die Auffälligkeitsprüfungen wegen der Betreuungsziffern sind ärgerlich, da diese unverändert als Strukturziffern unseres Fachgebietes verstanden werden können und der Durchschnitt, an welchem gemessen wird, letztlich auf der Basis des Abrechnungsverhaltens unserer eigenen Fachkollegen berechnet wird. Diese Auffälligkeiten sind also quasi hausgemacht. Führt man diesen Gedanken zu Ende, so sind Auffälligkeiten doch in erster Linie bei unterdurchschnittlichem Gebrauch der Betreuungsziffern zu formulieren. Unser Hauptargument in den Prüfungsverfahren wird das heterogene Leistungsspektrum unserer Fachgruppe bleiben. Zumindest das Prüfverfahren für 2017 hatte nicht zu Honorarkürzungen geführt.

Folgen der COVID-19-Pandemie {#Sec2}
============================

Seit März 2020 hat sich - wie im gesamten Bundesgebiet - der Arbeitsalltag aufgrund der COVID-19-Pandemie verändert. Praxisstrukturen mussten angepasst werden mit dem Ziel, die Kollegen in der Klinik zu entlasten. Das bedeutete in vielen unserer Praxen eine Häufung von Neupatienten und Notfallfragestellungen, eigene Patienten wurden triagiert hinsichtlich der Notwendigkeit der persönlichen Vorstellung in der Praxis beziehungsweise der Vertretbarkeit einer telefonischen Abklärung. Um mögliche Honorarverluste auszugleichen, wurde seitens der KV Schleswig-Holstein ein Rettungsschirm angekündigt. Dieser soll den Bereich der extrabudgetären Vergütung zu 90 % sowie für intrabudgetäre Leistungen (insbesondere PZV) in Höhe von bis zu 100 % abdecken. Der volle Schutzschirm für intrabudgetäre Leistungen umfasst 90 % und wird auf 100 % erhöht, sofern Infektionssprechstunden im Umfang von 5 Stunden je Woche vorgehalten werden. Darunter werden Sprechstundenzeiten verstanden, an denen sich Patienten mit bestehendem Infekt (ausdrücklich: Non-COVID-19!) um einen Termin in der Praxis bemühen können. Hintergrund dieser Regelung ist der Wunsch nach einem Signal, dass sich einerseits Patienten mit beispielsweise einer Depression oder einem Parkinson-Syndrom trotz blandem Infekt in den Praxen vorstellen können, andererseits nicht infizierte Patienten von der Sorge befreit werden, sich in den Praxen einem Infektionsrisiko auszusetzen. Die jeweiligen Sprechstundenzeiten für Infektpatienten müssen auf der Homepage der KV angezeigt sein. Diese beschreiben allerdings nur Zeiten, bei denen sich Patienten an die Praxis wenden können. Die Hoheit über die Terminvergabe obliegt weiterhin den Praxen.

Jahreshauptversammlung im Herbst {#Sec3}
================================

Nachdem die im April 2020 geplante Jahreshauptversammlung des Landesverbandes Schleswig-Holstein aufgrund der pandemiebedingten Kontaktbeschränkungen hatte abgesagt werden müssen, wird diese im Herbst definitiv stattfinden. Ob dann ein persönliches Treffen in Bad Bramstedt möglich ist, muss derzeit noch offenbleiben. Auch wenn wir alle darauf drängen, uns - mit gebotenem Abstand - wiederzusehen, bleibt eine webbasierte Versammlung die Alternative. Mit Webinaren hat der Berufsverband ja bereits ausreichend Erfahrung sammeln und entsprechende Kompetenz aufbauen können.

 {#Sec4}
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